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Rückbau Süd-West?
Teil I: Erklärungsfaktoren der Bevölkerungsentwicklung 
Bernhard Payk
Nach der Wiedervereinigung erlebten die Ost-
deutschen Bundesländer einen erheblichen 
Rückgang ihrer Bevölkerung. Um die Attrakti-
vität der Gemeinden zu sichern und den Woh-
nungsmarkt zu stabilisieren, wurden umfang-
reiche Rückbauprogramme realisiert. Erstmals 
in seiner Geschichte wird nun auch für das 
Bundesland Baden-Württemberg ein anhalten-
der, wenn auch zunächst moderater Bevölke-
rungsrückgang erwartet. Es stellt sich daher 
die Frage, wie sich dies auf die regionale Woh-
nungsnachfrage auswirken wird. Über Jahr-
zehnte konnten Stadtplaner und politische 
Entscheidungsträger relativ sicher sein, die 
Bevölkerungsentwicklung auch über die Aus-
weisung attraktiver Baugebiete steuern zu 
können. Entsprechend eng war die Bevölke-
rungsentwicklung einer Gemeinde mit der 
dort anzutreffenden Bautätigkeit verknüpft. Im 
ersten Teil dieses Aufsatzes werden die wich-
tigsten Einflussfaktoren auf die Bevölkerungs-
entwicklung im Zeitverlauf analysiert. Es zeigt 
sich, dass der Zusammenhang zwischen Bau-
tätigkeit und Bevölkerungsentwicklung ten-
denziell rückläufig ist. Im zweiten Teil wird die 
regionale Entwicklung genauer untersucht.  
Deutlicher Bevölkerungsrückgang erwartet
Deutschland verliert bereits seit 2003 regel-
mäßig an Bevölkerung. Als letzte Flächenländer 
wurden 2007 Baden-Württemberg, Bayern und 
Schleswig-Holstein von dem Trend rückläufiger 
Bevölkerungszahlen erfasst. Die aktuelle Be-
völkerungsvorausrechung für Baden-Württem-
berg1 rechnete für die Jahre 2009 und 2010 
einen Rückgang um insgesamt rund 4 700 Ein-
wohner voraus.2 Dieser wurde jedoch bereits 
im Jahr 2009 mit 4 585 Personen nahezu er-
reicht. Auch wenn der Bevölkerungsrückgang 
durch die Wirtschaftskrise 2009 – von der Baden-
Württemberg im Bundesländervergleich be-
sonders stark betroffen war3 – forciert wurde, 
so verfestigt sich hiermit der Trend abnehmen-
der Bevölkerungszahlen. In den nächsten Jahr-
zehnten wird er sich, vor allem aufgrund der 
Abnahme der Zahl der Frauen im gebärfähigen 
Alter und sich daraus ergebenden rückläufigen 
Geburtenzahlen, weiter verstärken. Für 2060 
wird nur noch eine Einwohnerzahl von rund 
9 Mill. Einwohnern erwartet.4 
Blickt man zurück, so ist die Geschichte Baden-
Württembergs von einer ausgesprochen dyna-
mischen Bevölkerungsentwicklung gekenn-
zeichnet. Seit 1950 ist die Bevölkerung von 
6,4 Mill. auf 10,7 Mill. Einwohner angewach-
sen. Entsprechend war die Versorgung der Be-
völkerung mit angemessenem Wohnraum 
lange eines der zentralen Probleme im Land.5 
Mit politischen Fördermaßnahmen gelang es, 
den Neubau von Wohnungen erheblich anzu-
regen. Langsam konnte so die Wohnungsnot 








4/2010, S. 3 ff.
2 Kürzere Vorausrech-
nungszeiträume als im 
Monatsheftartikel sowie 
Ergebnisse für alle Ge-
meinden (> 5 000 Ein-
wohner) in Baden-
Württemberg sind aus 
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Aspekte des Eigenheim-
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abgeschwächt werden. Wirkliche Entspannung 
auf dem Wohnungsmarkt ergab sich jedoch 
erst Ende der 70er- und Anfang der 80er-Jahre, 
als die Zahl der Einwohner auf rund 9,2 Mill. 
stagnierte, die Zahl der Wohnungen jedoch um 
über 600 000 auf 3,9 Mill. zunahm. Die Bele-
gungsdichte – die rechnerische Zahl der Ein-
wohner pro Wohnung – ging in dieser Zeit auf 
2,4 zurück, 1950 lag sie noch bei 4,5.
Jedem Haushalt eine Wohnung?
Bei der Volkszählung von 1987 wurde die Zahl 
der Wohnungen neu ermittelt. Diese Zahl lag 
um rund 200 000 niedriger als die Zahl aus 
der Wohnungsfortschreibung.6 So erklärt sich 
der Knick im Wohnungsbestand in Schaubild 1. 
Die Zahl der Haushalte, die bei der Volkszäh-
lung 1987 ermittelt wurde, war fast identisch 
mit der Zahl der Wohnungen, so dass rechne-
risch jedem Haushalt eine Wohnung zur Ver-
fügung stand. Dies war bei der Volkszählung 
1970 noch nicht der Fall, damals gab es noch 
200 000 Haushalte mehr als Wohnungen. Der 
nachlassende Druck auf dem Wohnungsmarkt 
äußerte sich schließlich im Rückgang der Zahl 
der Baufertigstellungen. In Folge der Ende der 
80er-Jahre wieder anziehenden Zuwanderung 
entstanden neue Wohnungsengpässe. Da der 
Wohnungsmarkt eher träge reagiert, stieg die 
Zahl der Fertigstellungen erst mit einer gewis-
sen zeitlichen Verzögerung wieder an. Diese 
zeitliche Lücke ließ die Belegungsdichte der 
Wohnungen zwischenzeitlich wieder leicht an-
steigen. Bereits 1994 wurde aber der Wert von 
1987 wieder unterschritten. Seitdem ging die 
Belegungsdichte kontinuierlich weiter zurück 
und erreichte 2009 den Wert von 2,16 Einwoh-
ner pro Wohnung.
Da die Größe der Haushalte, nach Ergebnissen 
des Mikrozensus, ebenfalls abnahm, dauerte 
es einige Jahre länger, bis rechnerisch für jeden 
Haushalt wieder eine Wohnung zur Verfügung 
stand. Dies ist in landesweiter Betrachtung seit 
1999 der Fall. Seither kann in quantitativer Hin-
sicht nicht mehr von einer gravierenden Woh-
nungsunterversorgung im Landesdurchschnitt 
ausgegangen werden. Für 2002 wurde ein Leer-
stand von 6,3 % festgestellt, der bis 2006 auf 
7 % oder 348 000 Wohnungen anwuchs.7 Die 
höchsten regionalen Leerstandsquoten wurden 
in der Mikrozensus Zusatzerhebung 2006 in 
den beiden Regionen im Schwarzwald (Nord-
schwarzwald und Schwarzwald-Baar-Heuberg) 
erfasst. Hier stand 2006 fast jede zehnte Woh-
nung leer. Ebenfalls hoher Leerstand wurde für 
den baden-württembergischen Teil der Region 
Donau-Iller und für die Landeshauptstadt 
Stuttgart ermittelt (Schaubild 2).
Leerstand heißt in vielen Fällen nicht, dass auf 
dem Wohnungsmarkt keine Nachfrage besteht. 
Oft sind Lage, Größe oder Zustand einer Woh-
nung nicht mit der Nachfrage kompatibel oder 
Wohnungen werden – aus welchem Grund 
auch immer – gar nicht am Markt angeboten. 
Wenn höherer Leerstand regional mit einer 
positiven Bevölkerungsentwicklung einher-
geht, sollte besonderes Augenmerk auf den 
vorhandenen Wohnungsbestand und darin 
enthaltene nachfragekonforme Entwicklungs-
möglichkeiten gelegt werden. 
Erhebungs- und bedarfsverursachte 
Abweichungen von der Norm „Jedem 
Haushalt eine Wohnung“
Über 348 000 leerstehende Wohnungen – bei 
eigentlich übereinstimmenden Zahlen von 
Haushalten und Wohnungen – macht deutlich, 
dass die Rechnung je Haushalt eine Wohnung 
zu vereinfacht ist. Dies ist zum Teil durch er-
hebungstechnische Unschärfen bedingt, die 
eine Ermittlung der tatsächlichen Wohnungs-
versorgung erschweren. Zum Teil gibt es auch 
abweichende Bedarfe.
Zum Beispiel wird der Wohnungsbestand nur 
ohne Einbeziehung der Wohnungen und Wohn-
möglichkeiten in Wohnheimen fortgeschrieben.8 
Das heißt, die Fortschreibung des Wohnungs-
bestandes umfasst nicht alle tatsächlich vor-
handenen Wohnungen. Außerdem gibt es auch 
Haushalte die keinen Bedarf an einer eigenen 
Wohnung haben. Davon ist zum Beispiel bei 
einem Teil der Untermieterhaushalte (2006 
nach Mikrozensus rund 78 000), sowie bei 
einem Teil der Wohngemeinschaften auszu-
gehen. In beiden Fällen teilen sich mehrere 
Haushalte eine Wohnung. 
Es gibt also mehr Wohnungen als in der Woh-
nungsfortschreibung erfasst und weniger Haus-
halte mit Wohnungsbedarf als es insgesamt 
Haushalte gibt. Beides lässt sich jedoch nicht 
exakt quantifizieren und erst recht nicht für 
einzelne Gemeinden, daher können die Be-
rechnungen nicht entsprechend korrigiert wer-
den. Auch die Zahl der Haushalte steht nicht 
zweifelsfrei fest. Sie wird in den Jahren zwi-
schen den Volkszählungen aus der Mikrozensus-
stichprobe geschätzt. Die tatsächlich im Land 
vorhandene Zahl der Haushalte, kann von die-
ser Schätzung abweichen. 
Es gibt jedoch auch Faktoren, die den Bedarf 
nach Wohnungen erhöhen. Erstens dürfen für 
die Funktionsfähigkeit des Wohnungsmarktes 
nicht alle Wohnungen belegt sein. Es ist eine 
Fluktuationsreserve für die Bewältigung von 
6 Diese Korrektur entstand 
hauptsächlich dadurch, 
dass Abgänge aus dem 
Wohnungsbestand nicht 
vollständig meldepflich-
tig sind. Dies gilt zum 
Beispiel für die Zusam-
menlegung von mehre-
ren Wohnungen zu einer 
Wohnung. Mit der Ge-
bäude- und Wohnungs-
zählung 1987 wurde der 
Bestand  zudem um die 




bereinigt. Dabei handelte 
es sich um Einfamilien-
häuser mit für die Steuer 
konzipierter Einlieger-
wohnung, die faktisch 
nicht als separate Woh-
nungen genutzt wurden. 
7 Eine Wohnung wird im 
Mikrozensus als leer-
stehend definiert, wenn 
der Interviewer dort 
mehrfach keine Bewoh-
ner angetroffen hat und 
die Wohnung den Ein-
druck vermittelt, nicht 
bewohnt zu sein. Es wird 
davon ausgegangen, 
dass die Leerstände im 
Mikrozensus etwas über-
schätzt werden. Da es 
sich beim Mikrozensus 
um eine Stichprobe 
handelt, sind keine klein-
räumigeren Analysen 
zum Leerstand möglich. 
8 Dies ist auf definitorische 
Abweichungen zwischen 
der Bestandszählung 
1987 und dem zum für 
die Fortschreibung des 
Bestands nutzbaren Da-
tenmaterial aus der 
Bautätigkeitsstatistik 
zurückzuführen. Zudem 
ist nicht jede Baumaß-
nahme meldepflichtig, 
sodass der erreichte 
Erfassungsgrad von 
entscheidender Bedeu-
tung ist. Auch ist keine 
Aussage über die Qua-
lität des Wohnraums, 
seine Bewohnbarkeit 
oder Bezahlbarkeit mög-
lich. Zu den methodi-
schen Unwegbarkeiten 
siehe auch Schmidt, 
Heike: Jedem Haushalt 
eine Wohnung! In: Statis-
tisches Monatsheft Ba-
den-Württemberg 
12/2006, S. 35 ff.
Bevölkerung,
Familie





© Kartengrundlage GfK GeoMarketing GmbH































* soweit Land Baden-Württemberg
Datenquelle: Mikrozensus Zusatzerhebung 2006
Umzügen und Renovierungen erforderlich.9 
Hinzu kommt zweitens, dass – vor allem in 
touristisch attraktiven Gebieten – viele Woh-
nungen nicht als Hauptwohnsitz eines Haus-
haltes genutzt, sondern als Ferienwohnung 
vermietet oder als Pension genutzt werden 
und so dem Wohnungsmarkt entzogen sind.10 
Drittens gibt es auch Haushalte, die Bedarf 
nach mehr als einer Wohnung haben, so zum 
Beispiel wenn beruflich bedingt oder als Frei-
zeitwohnung ein Zweitwohnsitz existiert, der 
ausschließlich selbst genutzt wird. 
Jedoch ist auch nicht für alle Haushalte, die 
mit Zweitwohnsitz in einer Gemeinde gemeldet 
sind, davon auszugehen, dass sie dort tatsäch-
lich den Bedarf nach einer eigenen ausschließ-
lich von ihnen genutzten Wohnung haben. Zum 
Beispiel haben häufig Studierende entweder 
am Studienwohnort oder bei der Wohnung der 
Eltern einen Zweitwohnsitz angemeldet – hier 
ist trotz Zweitwohnsitz nur von dem Bedarf 
einer Wohnung auszugehen. 
Zur Bedeutung der Zweitwohnsitzsteuer
Bei den Zweitwohnsitzen gab es in den letzten 
Jahren erhebliche Ummeldetendenzen vor 
allem in Universitätsstädten. Diese haben zum 
Teil eine Zweitwohnsitzsteuer eingeführt, um 
Studierende dazu zu bewegen, ihren Haupt-
wohnsitz an der Universitätsstadt anzumelden. 
Dies hat erhebliche positive Auswirkungen auf 
Wohnungsleerstand nach Regionen 2006S2
9 Das Statistische Landes-
amt geht hier von einem 




10 Die Gesamtzahl der als 
Ferienwohnung vermie-
teten oder als Pension 
genutz ten Wohnungen 
wird nicht erhoben. Die 
Tourismusstatistiken 
erfassen nur Ferienwoh-
nungen und Pensionen, 
die neun und mehr Bet-
ten haben. So lässt sich 
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die Finanzzuweisungen der Gemeinden. Für 
Stuttgart sind die daraus erwachsenen Verän-
derungen annähernd quantifiziert. Während 
die Zahl der Nebenwohnsitze um knapp 16 000 
zurück ging, wuchs die Zahl der Hauptwohn-
sitze um rund 4 000 an. Wie groß der Anteil an 
Ummeldungen ist und bei welchem Anteil es 
sich um tatsächlichen Weg- bzw. Zuzug und 
damit auch geringeren oder zusätzlichem Woh-
nungsbedarf handelt, ist nicht ersichtlich.11 
Dies sind nur einige Beispiele, die zu Unschär-
fen bei der Ermittlung der Wohnungsversor-
gung führen. Leider sind nicht alle senkenden 
und erhöhenden Faktoren des Wohnungsbe-
darfs quantifizierbar. Daher ist es bei der der-
zeitigen Datenlage letztlich nicht möglich, Aus-
sagen darüber zu treffen, ob je Haushalt im 
Landesdurchschnitt mehr oder weniger als 
eine Wohnung benötigt wird.12 
Eine weitere Schwierigkeit kommt bei klein-
räumigerer Analyse noch hinzu. Da die Zahl 
der Haushalte aus dem Mikrozensus ermittelt 
wird, liegt sie für Gemeinden nicht vor. Ein 
Ausweg aus diesem Dilemma ist, nicht mit den 
Haushalten sondern mit Einwohnerzahlen und 
nicht mit den Absolutzahlen, sondern mit Ver-
änderungswerten zu arbeiten. So ist bei einer 
Gemeinde mit 20 000 Einwohnern bei einer 
Haushaltsgröße von 2,0 von einem theoreti-
schen Bedarf von 10 000 Wohnungen auszuge-
hen, bei einer Haushaltsgröße von 2,5 jedoch 
nur von 8 000. Ohne verlässliche Daten zur Zahl 
der Haushalte, kann in dieser Gemeinde bei 
einem Wohnungsbestand von beispielsweise 
9 000 Wohnungen eine Über- oder Unterver-
sorgung von über 10 % bestehen. Diese Zahlen 
sind also nur bedingt aussagekräftig. Anders 
sieht es aus, wenn die Veränderungsraten be-
trachtet werden. Nimmt die Bevölkerung pro-
zentual stärker zu als die Zahl der Wohnungen, 
so zeigt dies ziemlich eindeutig an, dass die 
Nachfrage nach neuem Wohnraum größer ist 
als das Angebot an neuen Wohnungen und ver-
mutlich ein weiterer Wohnungsneubaubedarf 
besteht. Auf wahrscheinlich steigende Leer-
stände weißt hingegen hin, wenn trotz Woh-
11 Vgl. Schmitz-Veltin, Ans-
gar: Die Einwohnerent-




stisches Monatsheft der 
Stadt Stuttgart, 2/2011, 
S. 49 ff.
12 Erst die Ergebnisse des 
Zensus 2011, die in rund 
2 Jahren vorliegen, wer-
den hier exaktere Analy-
sen auch kleinräumiger 
Natur ermöglichen.
Wohnungs-, Beschäftigungs- und Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg
seit 1988S3
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 384 11
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nungszunahme13 über einen längeren Zeitraum 
ein Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen ist. 
Aufgrund kleiner werdender Haus halte ist es 
in den meisten Fällen noch unproblematisch, 
wenn die Bevölkerungsentwicklung nur un-
wesentlich hinter der Entwicklung der Zahl der 
Wohnungen zurückbleibt.    
Reagiert der Wohnungsmarkt auf die 
Bevölkerungsentwicklung?
Dass die Wohnungs- und die Bevölkerungsent-
wicklung meist eng miteinander verknüpft sind, 
wird in Schaubild 3 sichtbar. Sie zeigt die Zu-
sammenhänge seit der letzten Volkszählung 
1987 genauer auf. Im Jahr nach der Volkszäh-
lung wuchs die Zahl der Einwohner um 1,1 % 
(dunkelblaue Linie) die Zahl der Wohnungen 
um 1,0 % (rote Linie). Im Folgejahr stieg das 
Bevölkerungswachstum aufgrund der Umwäl-
zungen in Osteuropa spürbar an. Zunehmende 
Bautätigkeit und – mit einigen Jahren Verzöge-
rung – ein ansteigender Wohnungsbestand 
waren die Folgen. 1990 erreichte die Bevölke-
rungszunahme dieser Phase mit 2,1 % ihren 
Höhepunkt, die Wohnungsentwicklung erst 
1994 mit 2,3 %. Die Bautätigkeit nahm in den 
Folgejahren langsamer ab als die Bevölke-
rungszunahme. So kam es zu einer Entkoppe-
lung von der Entwicklung der Zahl der Woh-
nungen und der Entwicklung der Einwohnerzahl 
auf Gemeindeebene. Der Zusammenhang zwi-
schen diesen beiden Entwicklungen ist im 
unte ren Bereich des Schaubildes 3 durch die 
rote Linie beschrieben. Dies trug in den Jahren 
nach 1990 im Landesdurchschnitt zur Entzer-
rung in der Wohnsituation bei. Zum Beispiel 
könnten zunächst bei Verwandten oder in 
Unter mietverhältnissen untergekommene Zu-
wanderer aus Ostdeutschland und Osteuropa 
eigene Wohnungen bezogen haben. 
Erst 2002 erreichte der Zusammenhang zwi-
schen der Entwicklung der Zahl der Wohnungen 
und der Zahl der Einwohner wieder den eigent-
lich erwartbaren hohen Wert. Die Werte für die 
Stärke des statistischen Zusammenhangs zu 
Beginn des Beobachtungszeitraums und in den 
Jahren 2001 und 2002 liegen über 0,8 und sind 
als sehr starker Zusammenhang zu interpre-
tieren.14 Seit 2002 ist der Zusammenhang zwi-
schen Wohnungsentwicklung und Bevölkerungs-
entwicklung tendenziell rückläufig. 
Der Zusammenhang zwischen Arbeitsmarkt-
entwicklung und Bevölkerung ist weniger eng
Schwankungen in der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung sind sehr viel dynamischer 
als die Schwankungen der Einwohnerzahlen. 
Über 3 % Beschäftigungszuwachs pro Jahr von 
1989 bis 1991 wurden 1992 bis 1997 von Jahren 
des Beschäftigungsrückgangs abgelöst, der 
1993 auch fast die 3 % Marke erreichte. Die Be-
völkerungsentwicklung im Land reagierte in der 
Vergangenheit vor allem auf starke Einbrüche 
am Arbeitsmarkt auch mit rückläufigen Wachs-
tumsraten aufgrund eines schrumpfenden 
Wanderungssaldos.15 Bis 2005 wuchs die Be-
völkerung aus dem Bestand, da mehr Kinder 
geboren wurden als Menschen starben. Diese 
natürliche Bevölkerungsentwicklung ist seit 
2006 negativ. Die Einwohnerzahl Baden-Würt-
tembergs nimmt also nur noch zu, wenn die 
Differenz zwischen Zu- und Abwanderung grö-
ßer ist als der Sterbefallüberschuss. Daher ist 
damit zu rechnen, dass künftig Wirtschaftskrisen 
nicht mehr das Bevölkerungswachstum redu-
zieren, sondern den Bevölkerungsverlust ver-
stärken werden. Erstmals wurde dies bei der 
Krise 2009 sichtbar. 
Werden im oberen Teil des Schaubildes 3 nur 
die Zusammenhänge auf Landesebene be-
trachtet, so zeigen die Korrelationsanalysen 
den Zusammenhang der Entwicklungen in den 
1 102 Gemeinden des Landes auf. Spannend 
ist besonders der Zeitraum ab 1991 in dem sich 
die Wohnungs- und Bevölkerungsentwicklung 
entkoppeln. Der Zusammenhang zwischen Be-
schäftigungs- und Bevölkerungsentwicklung ist 
hier zwar auch rückläufig, bleibt aber deutlich 
positiv. Hier war eindeutig die Beschäftigungs-
entwicklung für die Bevölkerungsentwicklung 
der Gemeinden prägender als die Entwicklung 
der Zahl der Wohnungen. Dies ist vermutlich 
der sich damals sukzessive entspannenden 
Situation auf dem Wohnungsmarkt geschuldet. 
Dies machte es den Beschäftigten einfacher, 
ihren Wohnort an den Beschäftigungsort an-
zupassen. In der Krisensituation nach 2000 
verhielt es sich anders. Da hier das Bevölke-
rungswachstum nur minimal hinter dem Woh-
nungszuwachs zurück blieb, gab es nicht die 
Flexibilität auf dem Wohnungsmarkt, die die 
Anpassung des Wohnorts an den Beschäfti-
gungsort erleichterte. 
Diese erste landesweite Betrachtung zeigt auf, 
dass die Triebfedern der Bevölkerungsentwick-
lung im Zeitverlauf variieren. Außer den be-
trachteten Faktoren des Wohnungs- und Arbeits-
platzangebotes gibt es natürlich auch noch viele 
weitere Faktoren, die die Wohnortwahl mitbe-
stimmen. So verändern sich auch die Vorstel-
lungen vom idealen Wohnort, der für viele in 
den 90er-Jahren noch im grünen Umland der 
Ballungszentren lag. Seit der Jahrtausendwende 
ist jedoch ein Trend zum Wohnen in der Stadt 
beobachtbar.16 Auch werden Standortfaktoren 
13 Einen empirischen Fall 
in dem die Zahl der 
Wohnungen in der Woh-
nungsfortschreibung 
rückläufig ist, gibt es 
nicht.
14 Der abgebildete Korrela-
tionskoeffizient wird aus 
den absoluten jähr-
lichen Entwicklungen 
der Zahl der Woh-
nungen und der Ein-
wohnerzahl in den Ge-
meinden des Landes 
errechnet. Er kann maxi-
mal den Wert 1 errei-





Den Wert Null nimmt 
der Korrelationskoeffizi-
ent an, wenn kein Zu-
sammenhang besteht, 
den Wert – 1 bei einem 
perfekten negativen 
Zusammenhang. 
15 Zu beachten ist, dass 
die Zahlen zur Beschäfti-
gung bereits am 
30. Juni eines Jahres 
festgestellt werden, der 
Stichtag des Bevölke-
rungsstandes jedoch 




schäftigung sind denen 
der Bevölkerung also 
um ein halbes Jahr vor-
gelagert.
16 Siehe Brachat-Schwarz, 
Werner: Reurbanisie-
rung – Gibt es eine „Re-
naissance der Städte“ in 
Baden-Württemberg?, 
in: Statistisches Monats-
heft 11/2008, S. 5 ff.
Bevölkerung,
Familie
Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 5/2011
16
kleinräumiger Analyse gibt es deutliche Anzei-
chen dafür, dass in einzelnen Gemeinden ein 
deutliches Überangebot an Wohnraum ent-
stand, das sich bei rückläufigen Einwohnerzah-
len weiter erhöhen würde. Vor allem auf län-
gere Sicht – wenn sich der Bevölkerungsrück-
gang aller Voraussicht nach beschleunigen 
wird – können regionale Über angebote ent-
stehen, die Rückbau- und Konzentrationsmaß-
nahmen sinnvoll erscheinen lassen. Klein-
räumigen Analysen, die solche Gemeinden 
lokalisieren helfen, widmet sich der zweite Teil 
dieses Artikels, der im nächsten Heft erschei-
nen wird.
gut 1 %, bei Personen der Republik Kosovo da-
gegen bei knapp 7 %. Deutlich geringer ist die 
Quote vor allem bei Mitbürgern aus den EU-
Mitgliedsstaaten Italien und Griechenland.
Die Gründe für das unterschiedliche Einbürge-
rungsverhalten sind vielfältig. Entscheidend für 
die niedrige Quote bei Menschen aus EU-Staa-
ten dürfte sein, dass diese auch ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft weitgehend den deutschen 
Staatsangehörigen gleichgestellt sind. Daneben 
spielt sicherlich auch die Frage eine Rolle, ob 
beim Erwerb der deutschen Staatsangehörig-
keit die frühere Staatsangehörigkeit aufgegeben 
werden muss. Dies war 2010 bei 55 % der Ein-
bürgerungen der Fall. Allerdings gab es je nach 
Herkunftsland erhebliche Unterschiede: So 
mussten beispielsweise bei den Eingebürger-
ten aus der Türkei 90 % ihre türkische Staats-
angehörigkeit aufgeben, während eingebürgerte 
aus dem Iran zu 100 % ihre bisherige Staats-
bürgerschaft behalten konnten.
Die Voraussetzungen zum Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit wurden durch Reformen 
in den Jahren 2000 und 2005 neu geregelt. Seit 
dem 1. Januar 2000 erwerben in Deutschland 
geborene Kinder ausländischer Eltern automa-
tisch die deutsche Staatsbürgerschaft, sofern 
ein Elternteil mindestens seit 8 Jahren seinen 
regelmäßigen Aufenthalt in Deutschland hat. 
In diesem Fall können die Kinder bis zur Voll-
jährigkeit neben der deutschen auch eine aus-
ländische Staatsangehörigkeit besitzen. Spätes-
tens bis zur Vollendung ihres 23. Lebensjahres 
müssen die Jugendlichen sich aber für eine 
Staatsbürgerschaft entscheiden.
wie Kinder- bzw. Seniorenbetreuungsangebote 
für die Wohnortwahl bedeutsamer. Daneben 
gibt es ganz individuelle Umzugsmotive, wie 
beispielsweise der Zusammenzug mit einem 
Partner. Aufgrund des Fehlens kleinräumiger 
statistischer Daten zum Beispiel zu Kinderbe-
treuungsangeboten oder zu individuellen Um-
zugsmotiven, sind diese jedoch nicht vergleich-
bar analysierbar.17 
Fazit
In der landesweiten Betrachtung gab es seit 
1987 eine angemessene Reaktion der Bautätig-
keit auf die Bevölkerungs entwicklung. Nun ist 
bei dieser Betrachtung aber nicht gewährlei-
stet, dass die Immobilien auch dort entstan-
den, wo sie auch künftig benötigt werden. Bei 
17 Einige interessante Auf-
sätze zur Umzugsmobi-
lität auf Individualdaten-
basis finden sich im 
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kurz notiert ...
Jeder vierte Eingebürgerte in Baden-
Württemberg hat türkische Wurzeln
Im Verlauf des Jahres 2010 wurden in Baden-
Württemberg rund 12 800 Ausländer eingebür-
gert. Damit haben sich die Einbürgerungszahlen 
zum zweiten Mal in Folge gegenüber dem je-
weiligen Vorjahr erhöht. Im Vergleich zu 2000 
sind dagegen die Einbürgerungszahlen um 
über die Hälfte zurückgegangen.
Im vergangenen Jahr wurden in Baden-Würt-
temberg Ausländer aus insgesamt 142 Nationen 
eingebürgert. Mit Abstand am häufigsten – wie 
bereits in den Jahren zuvor – haben Türken 
(ca. 3 200) die deutsche Staatsangehörigkeit 
erworben; jede vierte Einbürgerung betraf damit 
Personen mit einer bisher türkischen Staatsan-
gehörigkeit. An zweiter Stelle folgen Einbürge-
rungen von Staatsangehörigen der Republik 
Kosovo (ca. 1 500) sowie von Serben und Ru-
mänen (jeweils ca. 600). Unter den 15 Herkunfts-
staaten mit der höchsten Zahl an Einbürgerun-
gen waren neben elf europäischen auch drei 
asiatische Staaten (Irak, Iran und Kasachstan) 
sowie ein südamerikanischer Staat (Brasilien) 
vertreten.
Dass Mitbürger aus der Türkei – absolut betrach-
tet – am häufigsten eingebürgert wurden, über-
rascht wenig, bilden diese doch die größte 
ausländische Bevölkerungsgruppe in Baden-
Württemberg. Wird deshalb die Zahl der einge-
bürgerten Personen auf die jeweilige Bevölke-
rungsgruppe bezogen, so ergibt sich ein anderes 
Bild: Die Einbürgerungsquote der türkischen 
Bevölkerung lag im vergangenen Jahr nur bei 
